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Drei und Zwanzigſter Jahrgang.
Mittwoch den 10. Januar 1849.1. Quartal. Stück Z.Wahlen zur zweiten Kammer. Nach dem Patente vom 5. December 1848 ſollen am 22. Januar d. J.

ſämmtliche Urwähler im ganzen Staate zur Wahl der Wahlmänner für die zweite Kammer zuſammen treten. Nach Ar
tikel 67. der Verfaſſungsurkunde iſt jeder ſelbſtſtändige, d. h. nicht unter Curatel ſtehende Preuße, welcher das 24. Le
bensjahr vollendet, nicht den Vollbeſttz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes verloren
hat, in der Gemeinde, worin er ſeit 6 Monaten ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern
er nicht aus öffentlichen Mitteln Armen Unterſtützung erhält. Die namentlichen Verzeichniſſe der hier vorhandenen
ſtimmberechtigten Urwähler ſind aufgeſtellt und in dem Magiſtrats-Büreau zu Jedermanns Einſicht öffentlich ausgelegt.
Wir werden dieſe Verzeichniſſe drucken und in alle Wohnhäuſer vertheilen laſſen. Wer ſich darin übergangen glaubt,
hat ſeine Einwendungen binnen drei Tagen anzugeben und zu beſcheinigen.

Auf jede Vollzahl von 250 Seelen ſoll ein Wahlmann gewählt werden. Da die Geſammtſtadt Merſeburg nach
der im Jahre 1846 erfolgten amtlichen Zählung mit Einſchluß des Militairs 11,320 Seelen enthält, ſo ſind hier zuſam-
men 45 Wahlmänner zu wählen. Um die Wahl derſelben zu bewirken, haben wir unter Berückſichtigung der Seelenzahl
die Geſammtſtadt in funfzehn Wahlbezirke eingetheilt. Wie dieſe Bezirke abgetheilt wurden, in welchen Loealen dieſel
ben wählen und von welchen Wahlvorſtehern die Bezirkswahlen geleitet werden ſollen, ergiebt die tabellariſche Zuſammen
ſtellung, welche dieſer Bekanntmachung beigefügt wird.

Jn jedem Wahlbezirke werden drei Wahlmänner und zwar nach Art. 4. des Wahlgeſetzes aus der Zahl der
ſtimmberechtigten Urwähler des betreffenden Wahlbezirks gewählt. Das Wahlgeſchäft beginnt am 22. Januar d. J. in
allen Wahlbezirken Vormittags pünktlich um 9 Uhr. Die Urwähler der einzelnen Bezirke werden erſucht, Sich in den

einzufinden. Nach S. 7. das Wahl Reglements können Ab
weſende in keiner Weiſe durch Stellvertreter oder ſonſt an der Wahl Theil nehmen.

Merſeburg, den 8. Januar 1849.

Der Magiſtrat.Zuſammenſtellung der Wahlbezirke, Wahlloeale und Wahlvorſteher.

Wahlbezirk
a umfaßt die Wohnhäuſer Local der Wahl. Wahlvorſteher. Stellvertreter.

1. von Nr. 1. bis 74. inel. Rathskeller. Magiſtrats Aſſeſſor Nulandt. Oberl. Ger. Aſſeſſor Genzſch.
2. 75. bis 140. incl. Bürgergarten. Magiſtrats Aſſeſſor Sobbe. Siadtverordn. Oeconom Schäfer.
3. 141. bis 194. inel. Herzog Chriſtian. Regierungsrath Zur Megede. Stadtverordn. Kfm. Klingebeil.
4. 195. bis 259. incl. Saal des n m Magiſtrats Aſſeſſor Hahn. Stadtverordneter, Geh. Reg. Rath

naſium. Hanewald.5. 260. bis 326. incl. Frankſches Kaffeehaus. StadtverordnetenVorſteher, Juſtiz Kaufmann Keferſtein.
Commiſſar Grumbach.

6. 327. bis 392. inel. Saal r un 77 Juſtiz Commiſ Fabrikant Knoth.
e. ar Wagner.7. 393. bis 452, inel. Riſchgarten. Mühlenbeſitzer Heberer. aſtor Schellbach.8. 453. bis 507. inel. Kaſino. Magiſtrats Aſſeſſor Herrmann. Stadt don Kreis c

Eckhardt.
9. 5038. bis 569. inel. Rathhaus. Bürgermeiſter Seffner. Actuarius Zſchüſchner.

10. 570. bis 621. inel. Thüringer Hof. Regierungs Journaliſt Stein. Regier. Secretair Müller.
11. 622. bis 702. inel. Schießhaus. Regierungs Secretair Roſtock. Ziegeldeckermeiſter Heine.
12. 703. bis 768. incl. Reſſource. Magiſtrats- Aſſeſſor Karlſtein. Stadtverordn., Rendant Weiſe.
13. 769. bis 847. incl. Schloßgarten Salon. Rittmeiſter von Hobe. Land u. Stadtger. Rath Schäfer.
14. 848. bis 906. incl. Stadt Leipzig. Reg. und Schulrath Dr. Trinkler. Fabrikant Schreiber.
25. 907. bis 962. inel. Hospitalgarten. Pfarrer Triebel. Stndchervtdne hre Cantor emerit.

Becker.



Das Verhältniß der Abgeordneten und der
Wähler.

„Jeder Abgeordnete ſtimmt nach ſeiner Ueberzeugung
und ſeinem Gewiſſen.“

Wenn er nur im Auftrage ſeiner Wähler ſtimmen ſollte,
ſo würde außer Anderem auch das daraus folgen daß man
ſich um die Wahl nicht eben große Mühe und Sorgen zu
machen brauchte. Man könnte das Loos nur entſcheiden
laſſen, oder irgend wen auf der Straße und in den Wirths-
häuſern dazu aufgreifen, wie bei der Motroſenpreſſe.

Wie aber jedes Schlechte auch zufällig Gutes hervor-
ruft, ſo wäre es auch hier. Ein ſolcher müßte doch des Le
ſens und Schreibens vollſtändig kundig ſein denn er müßte
nicht blos die Buchſtaben ausſprechen können, ſondern auch
den Sinn verſtehn von dem, was ſeine Entſender ihm auf-
tragen und er müßte ſeine Fragen und Gedanken ihnen
ſchriftlich, klar und richtig vorlegen können. Sonſt glaubt
man oft bei den Wahlen, jene Kunſt ſei nicht ſo nöthig
und mancher Abgeordnete dürfte wohl nicht die Prüfung.
darin beſtehen. Aber es iſt auch noch ſehr viel mehr als
leidlich leſen und ſchreiben zu können dazu nöthig, wenn
man eine einſichtige, ſachkundige, vernünftige
Ueberzeugung haben will. Sonſt ſind die Abgeordneten doch,
ſelbſt bei redlichſter Geſinnung und beſtem Willen, nur Wet-
terfahnen, die ſich von jedem kräftigen Hauch von der Red-
nerbühne aus nach allen Himmelsgegenden nach einander
herumdrehen laſſen.

Der rechte Abgeordnete nun der nach ſeiner Einſicht
wirkt, wird ſich aber nicht für allweiſe und untrüglich (in
fallibel) halten dürfen. Er wird ſorgfältig ſeine Ueberzeu

ung mit der von Anderen vergleichen, r ſtets prüſen undFihügen, ja ſelbſt ſich der Mehrzahl der Erfähigten un-
terwerſen wenn er auch nicht ganz beiſtimmen kann. So
wird er ſich auch willig in Vernehmen mit ſeinen Wählern
insbeſondere ſetzen. Er darf dabei aber freilich nicht die
Stimmen zählen und blindlings ſich der Mehrheit fügen.
Unter den Ur- und eigentlichen Wählern giebt es theils
ganz falſche Münzen, theils kupferne, ſilberne und goldene.
Er muß die einzelnen Stücke dann prüfen und ſondern (ſor-
tiren) und dann ſie nicht nach der Stückzahl zuſammenrech-
nen, ſondern nach dem Geldwerthe. Das iſt ein ſchweres,
aber nothwendiges Verfahren.

Es iſt dann auch ein ſehr löbliches Verfahren, wenn in
wichtigen Fällen ein Abgeordneter ſeine Wähler zuſammen-
ruft und mündlich ſich mit ihnen beſpricht; die Stimmen
richtig zählt. Er ſoll nach ſeiner Ueberzeugung handeln
aber da er durch das Vertrauen der Wähler abgeſandt war
und auch ſie einen Willen und einen Antheil bei den öffent-
lichen Angelegenheiten immer behalten, ſo wird er bei erkun-
deter, entſchiedener Abweichung der Wähler von ſeiner An-
ſicht, freiwillig ſein Amt niederlegen. So geſchieht je-
dem ſein Recht.

Auch die Wähler könnten dies nachahmen und erfor-
ſchen ob ihre eigene Meinung mit den Urwählern in Ein-
klang ſteht. Darnach daun auch abdanken oder ſich beim
Stimmen der geiſtigen Mehrheit unterwerfen.

Daß nun die Wähler ihrerſeits kein Recht haben den
Abgeordneten zum Rücktritt nur zu ermahnen, geſchweige
denn zu zwingen, folgt einfach und unzweifelhaft aus der
Beſtimmung über die Pflichten und Rechte des Entſandten.
Da aber jeder Einzelne, wie dann auch Mehrere zuſammen,
das Recht haben, ihre Anſichten und Urtheile über alle Ge-
genſtände auszuſprechen ſo kann es den Wählern auch nicht
verſagt ſein, ſich über Geſinnung und Handlungsweiſe ih-
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res Abgeordneten auszuſprechen, lobend oder tadelnd. Dies
ihm auch unmittelbar mitzutheilen hindert nichts. Es muß
dem Abgeordneten ſogar lieb ſein, dies zu erfahren.

Wenn die Grenzen hier für beide Theile ſo innegehal-
ten werden, dann kann nur Gutes daraus hervorgehn und
dies Verhältniß ein erſprießliches werden. Geſchieht das
aber nicht, ſo erzeugen ſich die größten Uebel. Die zwei
Schwierigkeiten ſind hier aber: erſtlich, daß man das rich
tige Verhältniß, die Rechte und Pflichten erkennt und
ſodann, daß man ſich nicht durch Leidenſchaften oder Ver
wirrung aller Art über die Beſtimmungen und Grenzen des
richtig Erkannten fortreißen läßt.

Wenn man eine glückliche Geſtaltung unſeres Staats-
lebens erſehnt, ſo gehört zu den erſten Grundlagen für das-
ſelbe: das richtige Verhältniß und Verfahren der
Wähler und der Abgeordneten.

Merkt auf die Wahl.
Verſchollen iſt der Jubel,

Der die Shylveſternacht
Mit blitzenden Pokalen
Zum lichten Tage macht,

O laßt uns nun gedenken
Mit Ernſt der ernſten Zeit,
Laßt uns zuſammen ſtehen
Jn Kraft und Einigkeit!

Zu wählen gilt's die Männer
Von reinem Schrot und Korn,
Zu graben in der Tiefe
Nach echter Weisheit Born,

Es gilt ein hohes Streben,
Es gilt ein hohes Ziel,
Und wenn wir es verfehlen,
Verfehlen wir gar viel.

Die durch ihr arges Treiben
Jn Elend uns gebracht,
Es rüſten ſich die Feinde
Ringsum mit neuer Macht.

O daß ſie wach uns fänden,
Wenn ſie mit Liſt uns nahn,
Mit gleißneriſchen Worten
Auf's neue uns zu fahn;

Daß wir nur Männer wählten
Beſonnenen Geſchlechts
Zu Hütern deutſcher Treue
Und guten deutſchen Rechts.

Es wächſt mit jeder Stunde
Die drohende Gefahr,
Sorgt, daß ſich nicht verblute
Der Freiheit edler Aar!

Am 18. December, ſagt die Magdeburger Zeitung, hatte
eine Deputation von Handwerkern aus den meiſten Provin-
zen eine Audienz bei Sr. Majeſtät dem Könige, um ihm
eine Vorſtellung zu überreichen, da weder in der Verfaſſung
noch in den verſprochenen Geſetzen einer Gewerbeordnung
Erwähnung geſchehen, während die bäuerlichen Verhältniſſe
mehrfach berückſichtigt worden. Zum Sprecher und Ueber-

geber war der Bäckermeiſter Stadtrath Ludwig aus Bres-
lau erwählt, der eine angemeſſene Anſprache an Se. Ma-
jeſtät hielt. Nachdem der König mit der ihm eigenen all
bekannten Freundlichkeit einige allgemeine Worte geſprochen,
ließ er ſich die einzelnen Deputirten vorſtellen und unterhielt
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ſich mit jedem Einzelnen. Aus unſerer Provinz ſprach Beck:
der Handwerkerſtand der Provinz Sachſen hält zur Hebung
ſeiner Verhältniſſe die Bildung von Jnnungen für dringend
nöthig, aber nicht die veralteten Zopf-, ſondern zeitge-
mäße Jnnungen, in denen der, der Arbeitsluſt und Ar
beitskraft hat, ſeine Fähigkeit zur Geltung bringen und ſein
Stück Brod verdienen könne. Der König erwiederte: „Dies
iſt ganz meine Jdee!“ Weiſe hob beſonders hervor,
wie man den Handwerkerſtand vielſeitig verdächtigt, verkannt
und verfolgt habe, man lege ihm eommuniſtiſche und repub-
likaniſche Tendenzen unter, zu denen ſich aber der Stand
nicht bekenne, was auch bei näherer Prüfung der Beſtrebun
gen des Handwerkerſtandes ſich gewiß klar herausſtellen
würde. Se. Majeſtät ſprach, ſichtbar erfreut, daß es ihm
höchſt angenehm ſey, dies zu vernehmen.

Se. Majeſtät hatte für jeden Einzelnen freundliche zu
ſtimmende Worte und verſicherte wiederholt, daß die Bildung
von Jnnungen ganz in ſeinem Sinne ſei, und wies haupt-
ſächlich darauf hin, daß eine vollſtändige Gewerbegeſetz
gebung nicht ſeine Sache ſei, ſondern durch die Kammern
erfolgen müſſe, und ſprach wörtlich:

„Jhr Wohl liegt mit in Jhrer Hand, ſorgen
Sie für eine geeignete Vertretung, ſorgen
Sie, daß Männer in die Kammern kommen,
die das Wohl des Handwerkerſtandes ernſt-
lich wollen.“

Bevor der König die Deputation entließ, ſprach er noch:
„Es iſt mir lieb, daß Sie bei mir geweſen, ich freue mich,
daß Sie noch Hoffnung haben hoffen Sie! Jch habe auch
noch Hoffnung.“

Bekanntmachungen.
Straßenbeleuchtung. Der nächſte Zeitabſchnitt

der Straßenbeleuchtung hieſiger Stadt beginnt mit dem 11.
Januar und endet den 27. Januar d. J.

Die Laternen ſollen brennen am 11. Januar von 51
bis 85 Uhr, am 12. Januar von 54 bis 93 Uhr, am 13.
Januar von 53 bis 103 Uhr, vom 14. bis mit 22. Januar
von 54 bis 11 Uhr, vom 23. bis mit 25. Januar von 5
bis 11 Uhr, am 26. Januar von 6 bis 11 Uhr, und am
27. Januar von 73 bis 11 Uhr.

Merſeburg, den 8. Januar 1849.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung. Es ſind gefunden worden
1) am 3. November v. J. auf der Eiſenbahn ein Kinder-

ſchuh, 2) am ejsd. in der Geiſel ein Schlüſſel,
3) am 21. ejsd. in der Burgſtraße ein Kober mit ei-
ner Kindermütze, 4) am 29. deſſ. Monats auf der
Poſt ein blaues Tuch, 5) am 4. December v. J. in
der Burgſtraße ein Fauſthandſchuh, 6) am 11. deſſ.
Monats in der Gotthardtsſtraße ein Schlüſſel, 7) am
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12. deſſ. Mis, in der Saalgaſſe ein Schlüſſel, 8) am 22.
deſſ. Monats in der Fiſchergaſſe ein Schlüſſel, 9) am
29. deſſ. Monats auf dem Teiche ein Kindermuff und
ein Schnupftuch, 10) am 31. deſſ. Monats auf dem
Wege nach Benndorf eine rothe Brieftaſche.

Die ſich legitimirenden Eigenthümer dieſer Gegenſtände
werden aufgefordert, dieſelben innerhalb 14 Tagen im Po-
lizei-Büreau abzuholen, widrigenfalls ſie den Findern zuge-
ſchlagen werden müſſen. Merſeburg, den 4. Januar 1849.

Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Frau Störtzer hat altes Eiſen und Schmiedehand-
werkzeug zu verkaufen, Gotthardtsſtraße Nr. 145.

Verpachtung. Die Gemeinde Dörſtewitz will
auf den 44. Januar d. J., Nachmittags 1 Uhr, ihre Jagd
verpachten. Die Gemeinde daſelbſt.

Logisvermiethung. Die bisherige Wohnung des
Weißgerber Nägler nebſt Werkſtatt, welche ſich auch für
Schloſſer, Schmiede, Tiſchler und Stellmacher eignet, iſt
vom 1. April 1849 an zu vermiethen Oberbreiteſtraße Nr.
467. Auch iſt die Wohnung ohne Werfſtatt zu vermiethen.

Vermiethung.
Ein Laden nebſt Wohnung am Roßmarkt belegen iſt

ſofort zu vermiethen und kann bis zum April d. J. be
zogen werden.

Merſeburg, den 8. Januar 1849.
C. H. Schultze.

Logisvermiethung. Die obere Etage meines Hau-
ſes, beſtehend aus 4 bis 5 heizbaren Stuben, Kammern,
Küche, Boden, Keller, Stallung, auch freier Trockenplatz im
Garten, wozu auch auf Verlangen Pferdeſtall und Wagen-
remiſe mit abgelaſſen werden kann kann fogleich bezogen
werden, Breiteſtraße Nr. 416. alte Poſt.

Friedrich Hädler.
Logisvermiethung.

Jn der obern Burgſtraße Nr. 283. iſt die obere Etage
an einzelne Herren mit oder ohne Meubles fogleich zu ver-
miethen auch kann ein Pferdeſtall und Burſchengelaß dazu
gegeben werden. Auch eine Unterſtube nebſt Kammer iſt zu
vermiethen. Das Nähere parterre.

Logisvermiethüng. Jn meinem Hauſe am Roß-
markt Nr. 365. iſt eine Stube und Alkoven zu vermiethen
und kann zum 1. April bezogen werden.

Logisvermiethung. Am Roßmarkte Nr. 41I. ſteht
eine Stube nebſt Kammer an einen ledigen Herrn mit Möbels
u vermiethen und kann zum 1. März bezogen werden beim

Fleiſcher- Meiſter Julius Alberts.
e Das Leinwand- Lager von Ernſt Heber
befindet ſich von jetzt an wieder in feinem frühern Laden am
Markt im Näglerſchen Hauſe Nr. 11.

Zur Nachricht an die Leſer des Kreisblattes.
Bei dem ungewöhnlichen Beifall, welchen das in Berlin erſcheinende Sonntagsblatt,

insbeſondere bei den Landbewohnern, ſindet, wird es den Leſern unſeres Kreisblattes eine will-
kommene Nachricht ſein, daß wir uns in der Lage befinden, daſſelbe vorläufig bis zum I. Aprii
d. J. mit dem Kreisblatte nnentgeldlich ausgeben zu können. Die bisher erſchienenen Num-
mern ſind dem heutigen Blatte beigefügt.

Beſtellungen auf das Kreisblatt für das laufende Quartal können noch fortwährend für
8 Sgr., bei den Poſtämtern für S Sgr. gemacht werden.

Die Expedition des Kreisblatts.
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Vermiethung. Die am hieſigen Domplatze belegene
Curie Nr. 262., welche ſetzt der Königl. Regierungsrath
Herr v. Rode bewohnt, ſoll vom 1. April 1849 ab ander
weit vermiethet werden durch den Dom-Kapituls-Prokurator
Kühn.

Merſeburg, den 8. Januar 1849.
Anzeige. Sei den Kohlenwerken des Ritterguts
Döllnitz iſt noch Vorrath von Kohlenſteinen vorhanden.
Dieſelben werden noch dem zeitherigen wohlfeilen Preiſe
verkauft pro 1000 Stück 1 Thlr. 13 Sgr. Die Größe der
Steine iſt 92 Kubikzoll.

Empfehlung Friſchen Sendorſch erhalte den 10.

M. T L. A. Weddy.Der Weg von Unterclobicau nach Cämeritz durch mein
Feldgrundſtück wird bei 10 Thlr. Strafe hiermit verboten.

Geißelröhlitz, den 8. Januar 1849.
Karl Kloſe.

Verloren.,Sonntag den 7. d. M. iſt eine Buſen-Nadel mit
rothen Steinen verloren worden. Der ehrliche Finder
wird gebeten dieſelbe gegen Einen Thaler Belohnung bei
dem Kaufmann Kleppel in der Schmalegaſſe abzugeben.

Merſeburg, den 8. Januar 1849.
Es hat ſich das Gerücht verbreitet, ich ſei abgeſetzt.

Jch verwalte meine Patrimouial- Gerichte nach wie vor.
Mein Auftrag, die Stelle des verſtorbenen Rath Schmidt
einſtweilen zu verwalten, hat zwar ſeit dem 1. d. M. aufge
hört. Das Oberlandes Gericht hat mir nicht geſagt, ob,
weil ich die Stelle nicht länger unentgeldlich verwalten
wollte, oder aus welchem Grunde. Jch und jeder Andere
kann alſo darüber denken, was er will aber ſo viel ſteht
feſt, daß das Gerücht meiner Abſetzung eine von politiſchen
Gegnern ausgeſtreute Lüge iſt.

Merſeburg, den 8. Januar 1849. Butte.
Mit Bezugnahme auf den beiliegenden Aufruf des ver

einigten Wahlcomités laden wir alle gleichgeſinnten Ur-
wähler unſeres Wahlbezirks von Stadt und Land zu ei
ner gemeinſamen Berathung auf

Freitag den 12. Januar e.,
Abends 5 Uhr, im Thüringer Hofe hieſelbſt ein.

Merſeburg, den 7. Januar 1849.
Das vereinigte Wahlceomité.

Viele Mitbürger ſollen darüber in Ungewißheit ſeyn,
ob die hieſigen Clubs noch regelmäßige Verſammlungen ha-
ben Allerdings, und zwar jeden Freitag Abend um 74 Uhr
im Riſchgarten. Der Zutritt iſt Jedem geſtattet gegen Zah-
lung von 3 Sgr. für die Koſten des Lokals 2e. Mitbürger
es iſt hohe Zeit, mit erneuter Kraft die volksthümliche Par
tei zu ſtärken und wieder zu Anſehen zu bringen.

An Verdächtigung unſerer Beſtrebungen fehlt es zwar
nicht. Kommen Sie, hören Sie ſelbſt was unſere Beſtre
e ſind, und Sie werden hoffentlich hier nicht gegen
uns ſeyn.

Der Vorſtand der vereinigten Klubs.
Hiermit widme i

die ganz ergebene Anzeige: daß
Jungfer Wilhelmine Pohle

aus Meuſchau m Subject iſt, welches das häus
liche Wohl einer ganz Familie zu zerrütten ſucht.

Meuſchau, den 6. Januar 1849., L. Sch.

meinen geehrten Herren Nachbarn

Verzeichniß der Backwaaren
für den Monat Januar e.

Namen Preis und Gewicht des Brodesder ter Wohnung 1 2pf. Brodſein gr. Brod ein 5gr. Brod
eBrodhändler. derſelben. S S s s

S BI
A. hieſ. Bäcker.
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Franke Markt 7 W 1 24 9Heubner Altenburg e u eHoffmann Markt 7 124 s 24Heubner Breiteſtraße 6 1922 816Heyne Oelgrube 7 21 126Heyne Johannisgaſſe 7 2 126Heyne Burgſtraße 7 21 4126 vverehel. Höſchel Altenburg 7 120) 3 8 7 3Hartmann desgl. 7 1 26Kraft Breiteſtraße 7 31 1 30 9122Koch 2 Gotthardtsſtr. 6 7 1 25 2 9 h unLange 2282 Sixtigaſſe 6 T 7 1 28 T 9 16Luther Altenburg 7 1 8Molnau Oberbreiteſtr. 7 2 10Nohle Neumarkt s 27 16Putz Sixtigaſſe 7 128 9146Riedel Entenplan J 24.127 l 9Schäfer Neumarkt 6 124 8 24Ww. Schäfer Neumarkt s 126 820Schmidt Neumarkt 9 1 4 22Schubert Altenburg 6 1128 9 16Tuchſcherer Altenburg Bee kllkileeteée
B. hieſ. Brodhdlr. ein 2gr. Brod
Fichtler J Altenburg T r 3 28 9 16 eMüller Brühl 3 28 9 16Scannewin Altenburg

C. Landbäcker.

Böhme Crumpa 3 24 12Glaß Möckerling 3 24 912Heſſelbarth Runſtädt 2112 21 6Henniges Wallendorf 3128 916Müm Neumark 3 6 218Ronnebucg Frankleben 3110 21 8 12Wächter Naundorf 3 14 8 12Von den hieſigen Bäckern liefert das Schwarzbrod am
ſchwerſten die Bäckermeiſter Daute jun. und Molnau, und
am leichteſten die verehel. Bäckermeiſter Höſchel. Das Weiß-
brod am ſchwerſten der Bäckermeiſter Schmidt und am leich-
teſten die Bäckermeiſter Heubner in der Breiteſtraße, Koch,
Lange, Schäfer und Schubert.

Von den Landbäckern liefert Henniges das ſchwerſte
und Heſſelbarth das leichteſte Brod.

Merſeburg, den 3. Januar 1849.
Der Magiſtrat.

Marktpreiſe vom 6. Januar.
thl.ſſg. pf. thl. ſg. pf thl.ſg. pf. thl.ſg.ſpf.Weizen 1 23 9 bis Gerſte i b bis 26 6

Roggen 1 bis 1 2 6] Hafer 15 bis 17) 6
v Bekanntmachungen für das nächſte Stück ſind bis

Donnerstag Abend gefälligſt einzuſenden.
Druck und Verlag von Kobitſchens Erben. Redigixt von Carl Jurk in Merſeburg.

Hierzu zwei Beilagen.
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Peilage zum 3. Stück des Merſeburger Kreisblatts.
r

w

Jn Sachen der Verfaſſung.
Jn den Nummern 100. 101. 102. des hieſigen Kreis-

blatts vorigen Jahres ſind vom Herrn R. in W. Auszüge
aus Erörterungen über die neue Verfaſſung aus der National-
zeitung gegeben worden. Das Urtheil über die Verfaſſung
mußte nach dem Standpunkt, den jene Artikel einnehmen,
zur Verurxrtheilung ausfallen, da ihr Urheber nicht in vollem
Ernſt die conſtitütionelle Monarchie will, ſondern eine Re-
publik mit einem erblichen Präſidenten. Hat er dies auch
nicht unverhüllt geſagt, ſo liegt es doch für jeden Nachden-
kenden unverkennbar in ſeiner Beſchreibung des conſtitu-
tionellen Staats, in welchem die Königl. Gewalt gar nicht
erwähnt wird, ferner in ſeiner Vorliebe für das Einkammer-
ſyſtem mit nur aufſchiebendem Veto des Königs, wodurch
ja die Mitwirkung des Königs zur Geſetzgebung bis auf
ein Geringſtes herabgedrückt wird, endlich in ſeiner in der
letzten Nummer des vorigen Jahrgangs vom Kreisblatt ent
haltenen Empfehlung von Männern wie Unruh, Rodbertus,
Schulze, Uhlich, Temme u. ſ. w. zum bevorſtehenden Land
tage, Männer, die durch Wort und That offen genug ihre
Geringſchätzung der wahrhaft verfaſſungsmäßigen Monarchie
zu Tage gelegt haben. Daher hätte Herr R. in W. oder
ſein berliner Gewährsmann nur gradheraus ſeine Abneigung
gegen eine Staatsform, von welcher allein wir geſetzlich
etwas wiſſen und die vom Lande mit Ausnahme einer
geringen Minderheit ernſtlich gewollt wird, bekennen dür-
ſen, und dann hätte er ſeinen Tadel über die Verfaſſung
nicht weitläufig zu begründen brauchen. Er hat es vorge-
zogen, mit dem Schein unpartheiiſcher Prüfung ſich zu um
geben. Verſuchen wir dieſen Schein zu zerſtreuen.

Es iſt unbeſtritten, was Herr R. behauptet, daß eines
der wichtigſten Grundrechte eines freien Volkes ſei, nur Ge-
ſetzen zu gehorchen zu deren Erlaß es ſeine Zuſtimmung
durch ſeine Vertreter gegeben hat. Aber wie hieraus folgt,
daß die ſ. g. ovetroyirte Verfaſſung dieſes Recht unmöglich
gewähren konnte, da ſie ſelbſt ohne dieſe Zuſtimmung er-
ſchienen ſei, iſt ſchwer abzuſehen. Denn daß der König in
einer ſelbſtgegebenen Verfaſſung der Landesvertretung
nicht das Recht ſolle einräumen können zur Geſetzgebung
beſtimmend mitzuwirken, das mache man einem andern weiß.
Hatte denn irgend ein Menſch vor dem März dem Könige
die Befugniß beſtritten, dem Lande die Verfaſſung eines
eonſtitutionellen Staates zu geben, ja waren denn nicht
die Wünſche, Bitten und Forderungen eines großen Theils
des preuß. Volkes an jenem Tage eben darauf gerichtet ge
weſen er möge denſelben eine ſolche Verfaſſung geben,
und wie würde man, wäre es damals geſchehen, gejubelt ha-
ben Aber der Gewährsmann des Herrn R. findet jenes
Recht eines freien Volkes auch durch den 60. Art. der neuen
Verfaſſung verleugnet, nach welchem die Uebereinſtimmung
des Königs und beider Kammern zu jedem Geſetze erforder-
lich iſt. Denn ſo beweiſt er wenn dieVolkskammer
ein Geſetz oder eine Aenderung dieſer Verfaſſung beantragt,
ſo kann ſich die erſte Kammer dagegen erklären, und der
Antrag fällt. Als ob nicht die erſte Kammer eben ſo gut
zur Volksvertretung gehörte, wie die zweite, und als ob
nicht von jener eben ſo weſentliche Volksintereſſen wahrzu-
nehmen ſeien, wie von dieſer Aber was ihm wohl die
Hauptſache iſt, das in Rede ſtehende Recht ſoll durch
das Recht der Krone Nein zu ſagen und die Kammern ſo

oft aufzulöſen, als es ihr beliebt, zur Unmöglichkeit werden.
Aber warum zieht man nicht den ungeheuren Einfluß wel-
chen die öffentliche Meinung in eines früher nie gekannten
Gewalt auf die Regierung äußern miß, warum nicht die
Wahrheit in Rechnung, daß ein Miniſterium, welches „be
liebig oft“ Nein ſagen, und „beliebig oft“ die Kam-
mern auflöſen wollte, ſich ſelbſt zu Grunde richten würde, ehe
noch die förmliche Anklage auf beabſichtigte Vernichtung ei-
nes der bedeutendſten Volksrechte gegen daſſelbe erhoben
würde. Es iſt unzweifelhaft, daß eine Regierung wie ſie
in der Luft des ſelbſtbewußten Volksgeiſtes allein möglich
iſt, nur in den dringendſten Fällen von jenen Befugniſſen Ge-
brauch machen würde. Aber daß ſolche Fälle eintreten können
wer möchte das läugnen, der mit dem Wahnſinn und dem Irr
thum nicht unbekannt iſt, von welchem eine Nation nach dem
Zeugniß der Geſchichte in vorübergehender Weiſe ergriffen
werden kann, und der es nicht umſonſt erlebt hat, auf wel-
chen Wegen eine Majorität und was für eine, nach Ueber-
zahl und nach Beſchaffenheit, ſich zu bilden vermag. Dann
wird das Veto des nicht in die allgemeine Verwirrung mit
hineingeriſſenen Königs die Retterhand des Volks und ſeiner
Freiheit. Es wird vielleicht hier nicht unnütz ſein auf ei
nen unſerer größten und freiſinnigſten Staatsrechtslehrer
Dahlmann hinzuweiſen, welcher die in ſeiner Politik be-
gründete Ueberzeugung von der Nothwendigkeit eines un
bedingten Einſpruchs der Krone noch neuerlichſt in
Frankfurt mit höchſter Jnbrunſt geprüfter und gereifter
Vaterlandsliebe aufs Neue bekannt hat.

Eben ſo unbegründet iſt die in dem Aufſatze weiter aus
geſprochene Behauptung, daß das Volksrecht der Selbſt-
beſteuerung durch den Art. 108., nach welchem die beſtehen
den Steuern und Abgaben forterhoben werden, bis ein Ge-
ſetz ſie abändert, für den Fall, daß die Volksvertreter ſich
genöthigt ſehen ſollten, von der Regierung aufgelegte Steuern
nicht zu bewilligen, ſeiner Sicherheit beraubt ſei. Aber hier
waltet ein großer Jrrthum ob. Die Kammern haben (ſ.
Art. 75. und 98.) die Verpflichtung, ſofort nach ihrem Zu-
ſammentritt, alſo vor dem Beginn des Jahres, den Staats
haushalt für das nächſte Jahr mit der Krone feſtzuſtellen.

Dieſe von ihnen ſelbſt genehmigten Steuern können denn
freilich nicht mehr aufgehoben werden, wenn man nicht jede
Regierung unmöglich machen will. Das Recht der Steuer-
verſagung kann ſich nur auf außerordentliche im Staats
haushalt nicht erwähnte Steuern beziehen, welche die Re
gierung im Laufe des Jahres zu verlangen ſich veranlaßt
ſieht. Aber das Recht der Steuerverweigerung kann freilich
der Forterhebung der beſtehenden Steuern und Abgaben
nicht in den Weg treten, die ja von den Kammern ſelbſt
bewilligt worden ſind, und nur ein beſonderes Geſetz, das
denn vor dem Anfange des neuen Etatsjahres vom Könige
in Gemeinſchaft mit den Kammern erlaſſen wird, kann in Be-
zug auf die beſtehenden Steuern und Abgaben eine Aen-
derung bewirken. Das iſt der einfache Sinn jener ganz un-
verfänglichen, aber von unſerm Kritiker ſo grundlos ver
dächtigten Beſtimmung.

Es iſt ferner unwahr, daß der Staatshaushalt in Bel-
gien durch die Volkskammer allein feſtgeſetzt werde, da nach
Art. 27. der belgiſchen Verfaſſungs Urkunde nur geſagt
wird, daß über jedes auf die Staats- Einnahmen oder Aus-
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gaben bezügliche Geſetz zuerſt von der Kammer der Volks
vertreter abgeſtimmt werden müſſe, womit nur eine nähere
Beſtimmung des Antragsrechtes zur Geſetzgebung, wel
ches der König und die beiden Kammern beſitzen, in Betreff
der Steuergeſetzgebung ausgeſprochen iſt. Eine noch größere
Erdichtung des Kritikers iſt obige Behauptung in Bezug
auf Norwegen, wo nach S. 75. der Norw. Verfaſſ. Urk.
dem geſammten Storthingz, d. i. beiden Kammern zugleich zu-
kommt, Abgaben aufzulegen. Die Wahrheit, daß in England
Geldbills ſtets vom Unterhauſe an den König kommen, nach-
dem ſie wie die übrigen Geſetzvorſchläge ihren regelmäßigen
Gang durch beide Häuſer gemacht haben hat der Verfaſſer
ebenfalls bis zu jener dreiſten Verſicherung verfälſcht.

Wenn der Verf. ferner den zweiten Theil des 105. Art.,
nach welchem, wenn die Kammern nicht verſammelt ſind, in
dringenden Fällen, unter Verantwortlichkeit des
geſammten Staatsminiſteriums, Verordnungen mit
Geſetzeskraft erlaſſen werden können dieſelben aber den
Kammern bei ihrem nächſten Zuſammentritt zur
Genehmigung ſofort vorzulegen ſind, freiheitsge-
fährlich findet, ſo hätte er doch ſorgfältiger, als er es thut,
die Schwere der Miniſterverantwortlichkeit erwägen ſollen,
er müßte denn überhaupt dieſer eonſtitutionellen Einrichtung
abhold ſeyn. Ueberdem wird verſichert, daß jene Beſtim
mung
deshalb erlaſſen worden ſei, um die jetzt ſchon nothwendigen
Organiſationen auf geſetzlichem Wege vornehmen zu können,
ſo daß die Beibehaltung derſelben bei der Reviſion der Ver
faſſung nicht beabſichtigt werde.

Ein großer Stein des Anſtoßes iſt unſerm Beurtheiler
der Verfaſſung ihr 110. Artikel, welcher für den Fall eines
Krieges oder Aufruhrs die Art. 5. 6. 7. 24. 25. 26. 27.
und 28. zeit- und diſtrictsweiſe außer Kraft ſetzt. Nun iſt
es allerdings richtig daß dieſer 110. Art. die Beſtimmung
im Z. 8. des Geſetzes vom 24. September 1848 zum Schutz
der perſönlichen Freiheit vermiſſen läßt. Aber dieſe Beſtim-
mung ſelbſt, daß nämlich im Falle eines Krieges oder Auf
ruhrs die Volksvertretung ſofort zuſammen zu berufen ſey,
entbehrt, wenn z. B. der Aufruhr nür eine oder wenige
Ortſchaften ergriffen hat, der nöthigen Klarheit und Be
ſtimmtheit. Denn es iſt doch bei einem örtlichen Aufruhr
gewiß häufig ganz unzweckmäßig, die Landesvertretung blos
deshalb zuſammen zu berufen. Ueberdem hätte der Verfaſ-
ſer nicht nöthig gehabt, bei dieſer Gelegenheit des o ſo un-
fchuldigen Berlins ſich anzunehmen. Oder war die Erklä-
rung des Bürgerwehr-Commando's, der Mehrheit der Na-
tionalverſammlung allein ſich zur Verfügung zu ſtellen, kein
Aufruhr? oder waren das nicht Bewohner von Berlin de-
ren Abſicht nach dem vom Verf. ſogleich eitirten aber ganz
falſch verſtandenen 80. F. der Norwegiſchen Verfaſſungsur-
kunde dahin ging, die Freiheit und Sicherheit der
Nationalverſammlung zu ſtören, und waren dieſe
alſo nicht der Verrätherei gegen das Vaterland
ſchuldig

Jenen Z. 85. des Norwegiſchen Grundgeſetzes wünſcht
der Verfaſſer, um den Kreis der Miniſteranklagen zu erwei
tern, auch in das preußiſche Grundgeſetz aufgenommen
zu ſehen. Aber leider hat er abermals ſehr falſch ver
ſtanden. Es iſt allbekannt, daß Niemand ſtrafbar iſt, der
einen von Behörden auf legalem Wege ihm zugegangenen

Er lautet: Der, welcher einem Befehl gehorcht, deſfen Abſicht dahin geht,
die Freiheit und Sicherheit des Storthings zu ſtören, macht ſich dadurch
dex Verrätherei gegen das Vaterland ſchuldig.

über das Recht der proviſoriſchen Geſetzgebung nur

Befehl ausführt. Jener g. bezieht ſich, wie auch aus dem
Zuſammenhange erhellt, nicht auf Miniſter, ſondern auf
Aufwiegler im Lande, die mit einer angemaßten Gewalt ſich
bekleidend die Sicherheit und Freiheit der Landesvertretung
zu ſtören wagen und auf ſolche, die den Befehlen jener
Aufwiegler gehorchen.

Die Anfeindungen der neuen Verfaſſung von Seiten
des Herrn R. oder ſeiner Quelle müſſen natürlich auch die
Beſtimmungen über die Kammern und das Wahlgeſetz tref-
fen. Auch wir ſind weit davon entfernt, die betreffenden Ge
ſetze für den Ausdruck einer wahrhaft organiſch geſtalteten
Volksvertretung zu halten aber die Vorwürfe, die ihnen
von unſerm Gegner gemacht werden verdienen ſie nicht.
Ueber die Bedeutung der Selbſtſtändigkeit“ der Urwähler
hat ihn hoffentlich zur Genüge die inzwiſchen erſchienene
miniſterielle Auslegung bernhigt, und er wird eingeſehen
haben, wie auch hier ſeine ſchweren Muthmaßungen alles
Grundes entbehrten. Wenn er aber weiter den Cenſus der
Wähler zur erſten Kammer und die Diätenloſigkeit ihrer
Mitglieder im Widerſpruch mit der nach Artikel 4. verfaſ-
ſungsmäßigen Gleichheit aller Preußen vor dem Geſetz und
der Abſchaffung der Staatsvorrechte erblickt: ſo müſſen wir
ihn zunächſt darauf aufmerkſam machen, daß der Vermögens-
unterſchied noch keinen Standesunterſchied begründet, daß er
ſelbſt doch vernünftigerweiſe eine von den nicht wegzuleugnen-
den, dabei bedeutungsvollen Unterſchieden abſehende Gleichheit
nicht wollen kann nach welcher z. B. auch der geiſtig Un-
befähigte ein wichtiges Staatsamt ſollte verwalten können,
und daß der Beſitz bisher in allen auf den volksthümlichſten
Einrichtungen gebauten Staaten als ein ſehr erhebliches Mo-
ment in der Landesvertretung angeſehen wird, wie in Eng
kand, Norwegen, Belgien u. ſ. w.

Hätte Herr R. in W. ſich ein wahres Verdienſt um un-
ſern Kreis erwerben wellen, ſo würde er zwar nicht unter
laſſen haben auf die wirklichen oder ihm ſo erſcheinenden
Mängel der neuen Verfaſſung hinzuweiſen aber ſeine Be-
ſtrebung wäre nicht darauf gegangen, ſie in den Augen un-
ſerer Mitbürger herabzuſetzen und zu verdächtigen. Er würde
nicht diejenigen die im Ganzen mit der nicht ſowehl ge-
gebenen als aus dem Bewußtſein und dem Verlangen
der Gegenwart geborenen Verfaſſung einverſtanden ſind,
als den wahren Jntereſſen des Volks fern ſtehend ſignaliſirt
und bei ſeinen Anleitungen zu richtigen Wahlen für die
nächſte Verſammlung nur ſolche empfoblen haben, welchen
das Maaß der Freiheit, das die Verfaſſung vom 5. Decem-
ber gewährt, noch bei weitem nicht zureicht er würde nicht
Männer, welche durch die Verweigerung der laufenden Steu-
ern nichts anderes beabſichtigen konnten, als das geordnete
Staatsleben zu Grunde zu richten und uns regierungslos
zu machen atſo Vaterlandsverräther, zu Deputirten vorge-
ſchlagen haben. Wehe uns, wehe den Niedern wie den Hohen,
den Armen wie den Reichen, dem Lande wie der Stadt, wenn
ſo verblendete, ehrgeizige und leichtſinnige Menſchen, wie die,
welche die preuß. Nationalverſammlung des vorigen Jahres

mit ewiger Schmach und Schande vor dem Richterſtuhl
einer gewiſſen haften Mit und Nachwelt bedeckt haben,
abermals im Rathe unſerer Volksvertreter ſitzen ſollten.
Darum hüten wir uns vor den falſchen Propheten, die in
den Schaafskleidern der Freiheit, Gleichheit und Brüderlich-
keit zu uns kommen, inwendig aber Wölfe ſind, welche die
Geſinnungen der Ehrfurcht vor Gott und ſeinem Worte,
des Gehorſams und der Treue gegen den König, und der

gerechten Liebe gegen Alle in uns unterwühlen möchten
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J v. Saucken, Gr. Schwerin u. ſ. w. auf dem
zweiten vereinigten Landtage ſo treu und ehrlich für die Frei-

Ertra-Beilage zum 3. Stück des Merſeburger Kreisblatts.

Die Beilage zu Nr. 16 der Mittheilungen der verbündeten Krieger Ver
eine in der Provinz Sachſen enthält nachſtehenden Aufſatz.

An die Urwähler und Wahlmänner.
Das Volk hat im Mai v. J. zur Nationalverſamm-

lung nach der gemachten Erfahrung ſeine Vertreter der Mehr-
zahl nach ſchlecht gewählt. Der Hauptgrund zu dieſen
mißlungenen Wahlen lag in den vielfachen Vorurtheilen,
zum Theil gerechten, aber noch mehr falſchen, die bei Urwäh-
lern und Wahlmännern vorherrſchten. Jetzt haben die An-
ſichten ſich vielſeitig berichtigt, aber es iſt nothwendig, noch
einmal zur Beichte zu gehen, um die rechte Erkenntniß in
ſich zu befeſtigen denn es fehlt nicht an Solchen, welche die
Anſichten auf's Neue verwirren wollen um wiederum für
ſich im Trüben zu fiſchen.

1. Die Verfolgten. Man glaubte, wer bisher mit
der Regiernng, dem Conſiſtorio, dem Landrath, kurz mit ir-
gend einer Art Obrigkeit recht viel Streit und Krakehl ge-
habt, das wäre ein Mann der Volksfreiheit. Ja, es ſind
manche wackere Männer vor dem März wegen ihrer politi-
ſchen und religiöſen Anſicht verfolgt und zurückgeſetzt wor-
den, aber ſie hielten ſich dennoch in den Schranken des Ge-
ſetzes und der perſönkichen Würde ſie blähten ſich nicht auf
als Märtyrer; ſie gingen bei den Wahlen nicht mit dem
Klingelbentel herum, um Stimmen für ſich zu ſammeln. Jn
denen aber, die ſich dabei aufdrängten, haben wir uns ge-
täuſcht. Nicht zur conſtitutionellen Freiheit, ſondern zur Re
publik wollten ſie es treiben durch die Anarchie. Jhre Tha-
ten haben das bewieſen. Die Anarchie iſt aber das Grab
der Freiheit, wie alles Wohlſtaundes und aller Geſittung.

2. Geiſtliche. Man ſagte: „nur keinen Geiſtliche
gewählt, d. h. ſolche, die nicht mit den geiſtlichen Obern
in Krieg lebten, das ſind alles Mucker, Jeſuiten, die wollen
Glaubenszwang und Jnquiſition einführen!“ Aber man
warf damit Gerechte und Ungerechte in einen Topf, und wir
haben es erfahren wenn wir auch von Gott ablaſſen, Er
läßt nicht von uns, und wird züchtigen und lohnen,
jeden nach ſeinem Verdienſt.

Denkt an den Abgerrdu. Sydow, der war ein frei-
ſinniger Geiſtlicher, und focht mit edlen Waffen vor dem
März für die Freiheit des Glaubens und der Kirche; er
hatte die ſittliche Gewalt für ſich, darum ward Der un-
ſittliche Pöbel Berlins dergeſtalt auf ihn gehetzt, daß er ſich
zuletzt nicht mehr auf der Straße und in der Nationalver-
ſammlung blicken laſſen durfte, ohne körperlich gemißhandelt
zu werden. Und denkt an Uhlich, der ſolche Schändlich-
keit liebreich entſchuldigte und es einen Volkswitz nannte,
wenn die National-Ehre in den Vertretern des Volks ſo in
den Koth gezerrt ward.

3. Adel. Man ſchrie „Nur ja keinen Adeligen ge-
wählt! Das ſind Ariſtokraten, die das Volk knechten wol-
len, die den Bauernſtand drücken und berauben, die ihre
Vorrechte vertheidigen und noch ausdehnen wollen Das
war bei Vielen eine Wahrheit, aber man vergaß, daß die
v. Auerswald's, v. Vincke, v. Arnim, Fürſt Lichnowsky,

erſten und

heit und esnſtitutionelle Volksvertretung geſtritten haben,
wie irgend ein Bürgersmann, und von denen jeder 1000mal

mehr Liebe zu König und Vaterland im Herzen trug, als
das Parlament Unrnh zuſammengenommen.

Die neue Conſtitution ſpricht's aber nun aus: „Alle
Standesvorrechte fallen weg. Der Adel wird ſeine Juris-
dietion und Polizeigewalt aufgeben. Die Steuerfreiheit der
Rittergüter wird aufhören.“ Dabei wird und muß es bleiben.

So werden die Rittergüter mit den Bauergütern gleich
geſtellt, und ihre Beſitzer haben fernerhin nur ein gleiches
Jntereſſe. Seht bei der Wahl Euch den Mann an und
nicht den Namen.

4. Bureankraten. Man rief: „um Gotteswillen
keinen Regierungsbeamten oder gar einen Landrath die ſind
der wahre Gottſeibeiuns, geborne Reactiongirs die rennen
nur nach hohem Gehalt und Ehrenſtellen und kümmern ſich.
den Teufel um die Freiheit des Volks, denn ſie wiſſen, wenn
die Volksfreiheit kommt, iſt's mit ihrem Regiment aus am
beſten, ſie lieber gleich Alle davon gejagt! Am vielen Or-
ten geſchah's, wie auch mit vielen Bürgermeiſtern, und wo
es glückte, mochte es auch einen Haken gehabt haben. Wurm-
ſtichige Aepfel fallen ſchon bei leiſem Winde ab; und der
Märzwind war gar ſtürmiſch. Aber ſo Alle in Pauſch und
Bogen zu verdammen, war ungerecht.

Wir haben das auch erfahren daß da, wo die Regie
rungsbeamten ihre Pflicht nicht thaten, die Republikaner die
ärgſten Gränel begingen, wie in. Schleſien daß da, wo die
Regierung zu ſchwach war, den Aufruhr zu unterdrücken, die
Ehrlichen und Guten beraubt und geplündert wurden und
das Geſindel herrſchte, wie in Thüringen und Alle dankten.
Gott, mit Ausnahme der Verbrecher daß die Regierung
wieder Ruhe und Ordunng herſtellte. Darum verwerft nicht
den Mann, weil er im Amte ſteht, ſondern ſeht zu, wie er
es verwaltet hat, und was ſonſt an ihm iſt.

5. Militärs. „Und nur vollends keinen Militär
Das ſind die Henker der Freiheit, die Söldner der Tyran-
nei, die wahren Königsknechte, die ſetzen dem Volk das Ba
jonett auf die Bruſt und haben Freude daran, ſein. Blut
zu vergießen!“

2Wer aber hat jetzt den Staat gerettet und unſerm Kö-
niglichen Hauſe ſeine Krone und Würde erhalten, als das
eidestreue, unbeſtechliche, tapfere und doch ſo vielfach be
ſchimpfte und mit allen Verführungskünſten verſuchte Heer
und die patriotiſche Landwehr, die Haus und Familie ver
ließ, um dem Vaterland mit Aufopferung zu dienen Beim
allmächtigen Gott, noch nie hat Preußens Geſchichte ſo klar
gezeigt, daß bei uns Volk und Heer Eins ſind als
in dieſem Jahre, und ſo bleibees in Ewigkeit! Das
Hleer und die Landwehr ſind unſers Volkes edel-
ſtes Mark, und die Republikaner mit ihrem verführeriſchen
Geſchrei nach Volksbewaffnung ſind daran zerſchellt, wie ein
ſturmgepeitſchter Nachen an einem Felſenriff. Das Lan-
deskind, das zum Schutz ſeiner Landsleute Blut und Le

ben einſetzt, kann kein Feind ihrer Freiheit ſein, blos, weil
es zur Zeit den Soldateurock anhat.

6. Die Neichen. Da hieß es „Nur keinen Reichem
gewählt! Die großen Kauflente, Fabrikanten, Kapitaliſten,
die ruiniren die kleinen Handwerker, drücken. dienen Haud
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arbeiter, die denken nur an ſich, aber nicht an die Noth der
arbeitenden Klaſſen. Ueberhaupt, der große Beſitz, der
darf gar nicht zu Worte kommen, der muß heruntergearbei
tet werden was der Eine verzehrt, kann hundert Arme glück
lich machen

Wenn die Armen die Reichen plündern, wird ihr Raub
in kurzer Friſt vergeudet, und ſie werden bald nicht blos
wieder arm, ſondern noch ſittlich ſchlecht dazu geworden ſein
nur die Pfiffigen ziehen mit der Beute davon und lachen
in's Fänſtchen, wenn ſie nicht inzwiſchen gehängt werden.
Jn Schleſien und Weſtphalen haben die Arbeiter die Fabri-
ken verbrannt und nachher erſt recht an Hungerpfoten geſo-
gen und ihren Frevel ſchwer berent. Wenn Großhandel,
Induſtrie und Fabrikation ſtocken, verſinkt ein Land in Ar
muth und Elend mit dem großen Beſitz läßt ſich auch Gro-
ßes ausrichten was der kleine nimmer vermag wer ſo in
ſeinem beſchränkten Verhältniß ſich blos nothdürftig nähren
will, und meint, des Nationalreichthums dabei entbehren zu
können, der gleicht dem Maulwurf, der die Wurzeln weg-
frißt, daß oben Baum und Pflanze verdorren; hat er ſie
verzehrt, ſo bleibt ihm nichts. Der edelſinnige Camphau-
ſen, Milde, v. Beckerath, Harkort, Hanſemann, wiſſen auch,
wie es in den Werkſtätten ausſieht, und was darin noth
thut, ohne ſelbſt noch das Handwerkszeug zu führen. Sie
haben eine größere Schule durchgemacht. 4

Das waren, erinnert Euch wohl daran, im April und
Mai d. J. die Vorurtheile, die bei den Wahlen in
Stadt und Land hertſchten; Einer ſchrie ſie vor, und Tau-
ſende riefen ſie nach. Und was war die Frucht davon?
Weil man Gute und Schlechte mit gleichem Maaße maß,
kamen in der Mehrzahl die Unfähigen und Vöswil-
ligen an's Ruder; die dem Volke erſt von Freiheit vorge-
ſchmeichelt, wollten es nachher beherrſchen die ihm von
Glückſeligkeit und Verminderung der Abgaben vorgeſchwatzt,
haben ihm viele Millionen Koſten gemacht und das Land
zerrüttet, ſtatt ſeine Wohlfahrt durch Feſtſtellung der Ver-
faſſung zu befeſtigen. Darum iſt wohl zu erwägen, daß
man nicht wieder in den alten Fehler verfällt.

Wen alſo wählen wir zum Wahlmanne?
1. Einen Mann, deſſen Charakter als brav und

ehrenwerth bekannt, dafür bürgt, daß er ſelbſtſtändig nach
beſtem Gewiſſen den Abgeordneten wählen wird der dabei
von jeder Nebenabſicht und perſönlichem Ehrgeiz frei iſt;
deſſen Sittlichkeit und Rechtlichkeit jede niedere Leidenſchaft
und Verſuchung von ſich weiſen wird

2. Deſſen Leben und Wandel ihn als pflichtge
treuen Bürger im Gemeindeleben durch die That erwieſen
hat, der furchtlos zuſprang, wenn es galt, dem Schlechten
entgegen zu treten der Opfer nicht ſcheute, wenn Hülfe noth
that und dabei nicht nach Ehre und Dank geizte, ſondern
mit dem Bewußtſein ſich begnügte, ſeiner Bürger und Näch-
ſtenpflicht nachgekommen zu ſein.

3. Der aber auch die Einſicht hat, zu beurtheilen,
was zu einem guten Abgeordneten gehört. Das große
Staatsgebäude ſoll aufgerichtet werden dabei genügt's
nicht, daß einer nur ein gutes Thürſchloß zu machen ver-
ſteht. Wer am Rhein ſeinen Acker noch ſo gut zu pflügen
verſteht, wird als Landwirth in Litthauen ſich verrechnen

er muß mehr wiſſen, als was auf ſeinem eigenen Miſt ge-
wachſen iſt. Nach der Verfaſſungsurkunde ſoll das Kirchen
und Schulweſen, Juſtiz und Polizei, das Gemeindeweſen,
die Wehrverfaſſung, eine Umgeſtaltung erfahren. Wer da
nicht blos mit ſchwatzen, ſondern auch mit rathen will,
muß in dieſen wichtigen Sachen ſchon bewandert ſein und
kaun's nicht in wenigen Tagen nachlernen. Er muß den
innern Zuſammenhang von Handel, Gewerbe, Grundver-
hältniſſen, Gemeindeleben und der ſittlichen Mächte, Kirche
und Schule, erkennen und durchdringen und ihre Wechſelbe-
ziehung er muß das Getriebe der Staatsmaſchine durch-
ſchauen und verſtehen, und nicht blos zu bemäkeln wiſſen,
ganz abgeſehen ſogar noch von den großen politiſchen Fra-
gen, der Theilung der Gewalten zwiſchen König und Volk,
Einrichtung der beiden Kammern u. ſ. w. Dazu gehört
eine tüchtige Vorbildung und gründliche Kennt-
niß, und zwar die nicht blos aus Büchern gelernt, ſondern
auch aus großer Lebenserfahrung geſchöpft iſt. Die Kathe-
ter und Schulgelehrten ſind mit all ihrer Bücherweisheit in
der Nationalverſammlung weit hinten geblieben. Jn dieſe
Gegenſtände muß aber der Wahlmann ſelbſt, wenn
auch in geringerm Grade, ein Einſehen haben; er muß
in's große Preußenland hinausgeſehen haben, wer da
wohl würdig zum Abgeordneten ſein möchte denn die Ab-
geordneten braucht er nicht aus ſeinem Wahlbezirke zu neh-
men. Die Gemeinde iſt ein Staat im Kleinen wer hier
das rechte Einſehen hat, wird beſſer als Wahlmann den
Abgeordneten zu wählen wiſſen, als wer ſich nie darum ge-
kümmert hat.

4. Endlich aber ſeht auf die politiſche Geſin-
nung. „Freiheit, Wahrheit, Recht!“ Die am lauteſten
dieſe Worte im Munde führten haben ſich eben daran am
meiſten verſündigt. Es war ihnen kein heiliger, ſittlicher
Eruſt damit. Wer aber die alte Preußenehre in ſich trägt,
weſſen Herz liebewarm für ſeinen König und unfer Hohen-
zollernhaus ſchlägt, wer ihm vertraut und nach ſeinem Wort
und Siun, wie er es in der Conſtitution ausgeſprochen hat,
aufrichtig die conſtitutionell-monarchiſche Regierungsform be-
gründen will der die Nothwendigkeit und das unvermeid-
liche Bedürfniß dieſer Neugeſtaltung einſieht und anerkennt,
daß es mit dem alten Weſen ſchlechterdings nicht mehr ging
weil das Volk aus einem Knaben zum Mann gereift war,
der hat die richtige politiſche Geſinnung. Die aber halb
rechts und halb links gehen und ſagen: „ich füge mich, aber
ſonſt war's doch beſſer, war alles ſo ruhig, brauchte man
ſich um nichts zu bekümmern, die Regierung wird's ſchon
machen“ u. ſ. w., das ſind verſteckte Abſolutiſten;
oder: meinetwegen Conſtitution, aber Republik iſt doch
beſſer; wir müſſen uns nur reif dazu machen Das ſind
verſteckte Republikaner beiden fehlt's an Aufrichtig-
keit, und ihrer Sache an Wahrheit. Man kann nicht kalt
und warm zugleich aus einem Munde blaſen.

Zum zweiten Male iſt dein Volke ſein Wohl und Wehe
in die Hand gegeben! Rührt Euch, wohlgeſinnte und ein-
ſichtige Patrioten, daß Jhr nicht zum zweiten Male darum
betrogen werdet! Wenn die Wahlen wieder mißglücken, ſo
hat die Partei Recht, welche ſagt: „das Volk iſt zur
J 9Freiheit nicht reif, oder ihrer nicht werth!“



Mitbürger!
Von der Wirkſamkeit der nachſten Kammern wird das Schickſal unſeres Vaterlandes
abhaängen.

Sein Wohl halten wir nur dann fur geſichert, wenn zu Abgeordneten Manner
gewahlt werden, welche:

frei von Selbſtſucht und Eitelkeit jede perſönliche und beſondere Ruckſicht
dem allgemeinen Jntereſſe unterordnen und in achter Vaterlandsliebe das Wohl
aller Klaſſen des Volkes zum Ziele ihrer Beſtrebungen machen
unſerm Volke die theuer errungenen Rechte und Freiheiten um jeden Preis bewah-
ren, ſolche befeſtigen, in allen Theilen des Staatsorganismus und im ganzen
Gebiete der Geſetzgebung durchfuühren, und zur Geltung bringen wollen
ein ſtarkes conſtitutionelles Königthum auf demokratiſcher Gründlage als die zweck-
maßigſte Regierungsform fur unſern Staat anerkennen, die Landesverfaſſung vom
5. Decbr. v. J. mit Vorbehalt der nach S. 112. der Verfaſſungsurkunde ſtatt
findenden Reviſion annehmen, deren Abanderung nur auf dem Wege der Geſetz
gebung nach eben gedachten K. fur zulaſſig erachten, und allen Angriffen und Aus
ſchreitungen, ſei es der Reaction oder anarchiſcher Parteien, mit gleich ent ſchie
denem kraftigen Widerſtande entgegentreten.

Um auf ſolche Maänner die Wahlen zu lenken, ſind wir unterzeichnete und andere
geſinnungsgleiche Einwohner dieſer Stadt zuſammengetreten und laden alle Urwahler
unſeres Wahlkreiſes, von Stadt und Land, welche zur Erreichung dieſes Zieles mit
uns wirken wollen, ein, ſich uns anzuſchließen, und unſern Verſammlungen hinſichtlich
derer die weitern Bekanntmachungen geſchehen werden, beizuwohnen.

Merſeburg, den 7. Januar 1849.

Das vereinigte Wahleomité
Borsdorff, Tiſchlermeiſter. Pröhl, Stellmachermeiſter.
Brummer, Aſſeſſor. Schastei, Schneidermeiſter.
Einicke, Lackirer. Schultze, Aſſeſſor.
Hoffmann, Backer. Tauchert, Fabrikant.
Körber, Departements-Thierarzt. Vogel, Hutmachermeiſter.
Küntzel, Seilermeiſter. Wagner, Glaſermeiſter.
Peiſchel, Fleiſcher. Wirth, Oeconom.
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